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Den Kommunen geht
das Geld aus!

Volksfesten, bei den Stadtbüchereien. In
Stuttgart (Mercedes, Porsche) fehlt eine
halbe Milliarde. Der „Sanierungsplan“
sieht den Ausverkauf von städtischen
Grundstücken, Kürzungen beim
Personal sowie höhere Hundesteuer
und Kita-Gebühren vor. In Esslingen
werden 200 von 1.500 Vollzeitstellen im
Öffentlichen Dienst gestrichen.
Gestiegene Sozialausgaben wurden
keineswegs „bestellt“, sondern vom
Bund abgeladen.
Der streicht zur Finanzierung der Hoch-
rüstung die Kindergrundsicherung.
Die Preise für Wohnen und Lebensmittel
steigen ständig.
Höhere Ausgaben in der Jugendhilfe,
steigende Unterkunftskosten (Sozialhilfe,
Wohngeld) zum Vorteil der Mietkonzer-
ne, steigende Energie- und Baupreise
sprengen jede Finanzplanung.
Die Kommunen müssen die Menschen
in der Grundsicherung auffangen, weil
Löhne und Renten nicht reichen.
Immer mehr Menschen können ihr
Leben nicht mehr selbst bezahlen.

… heißt es in einem Brandbrief, den
Oberbürgermeister von 13 Landeshaupt-
städten an Bundeskanzler Merz gerichtet
haben. Sie sehen Städte und Gemeinden
finanziell am Limit.
Das Grundproblem:
Kommunen bekommen von Bund und
Ländern immer mehr Aufgaben über-
tragen. Es fehlt aber ein angemes-
sener finanzieller Ausgleich.

2024 betrug das kommunale Finanzdefi-
zit 24,8 Milliarden Euro. Trotz Kürzungen
fehlen den kommunalen Haushalten in
diesem Jahr mindestens 25 Milliarden
Euro. Dieses „Rekorddefizit“ steigt in den
kommenden Jahren auf über 30 Milliar-
en Euro. Selbst das ist optimistisch, weil
Gewerbesteuereinnahmen nicht stabil
sind.
Aus dem Niedergang wird ein schneller
Absturz. Was das bedeutet sieht man
z.B. bei Standortkommunen der Auto-
mobilindustrie. Ingolstadt (Audi)
beschließt ein großes Sparpaket. An 92
Haushaltsstellen wird gestrichen: beim
Stadttheater, bei der Jugendarbeit, bei

Sparzwang trifft Bürger hart:
Kommunen streichen jetzt!
 Kitas, Museen, Parkgebühren:
 In Karlsruhe, Baden-Baden und
  anderswo setzen Kommunen auf
  drastische Sparmaßnahmen.

Aus „Badische Neue Nachrichten“



Über Jahrzehnte wurden die Kom-
munen in den Ruin getrieben. Und
nun fließen die Fördermittel nur noch,
um die Kommunen kriegstüchtig zu
machen.
Wer nichts mehr investieren kann,
baut eben Bunker.
Wer seine Industrie verliert, freut sich
über die Ansiedlung von Rüstungs-
fabriken.
Wer keine Perspektive für die Jugend
hat, begrüßt die Bundeswehr in den
Schulen.

Tatsächlich darf diese exzessive
Hochrüstung gerade des deutschen
Militärs nicht ausgeblendet werden.
Denn: Kommt es zum Einsatz, so ist
nach „Operationsplan Deutschland“
das gesamte Bundesgebiet Logistik-
Drehscheibe für 800.000 NATO -
Militärs samt der ganzen Ausrüstung.
Die brauchen intakte Straßen und
Brücken, die brauchen Unterkünfte,
Nahrungsmittel und Gesundheitsver-
sorgung.

Da werden alle Finanzpläne und Spar-
haushalte der Kommunen über den
Haufen geschmissen – bezahlen dürfen
sie das alles, bei der bekannten
„Minderbeteiligung“ des Bundes und der
Länder.
Rund 13 Milliarden Euro will das Land
BaWü an Städte und Gemeinden aus
dem „Sondervermögen“ des Bundes bis
2030 verteilen.
Wieviel davon kommt in Heidenheim
an?

Deshalb fordern wir:
Stopp der Hochrüstung!
Angemessene Beteiligung der
Kommunen am gesamten
Steueraufkommen!
Sozialstaatsgebot umsetzen!
Billige Energie für Industrie und
Privathaushalte!
Stopp der Konfrontation mit
Russland und China!
Raus aus der NATO! Raus aus
der EU!

Ich interessiere mich
 für die DKP
 Ich möchte in der
 DKP mitarbeiten
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